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Hinweise auf Unrichtigkeiten im Register
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Es sollte durch das EG geprüft werden, ob z. B. die Nachricht 011010 auch gesendet werden kann/soll, wenn einem unzuständigen Standesamt eine Personenstandsurkunde aus dem Ausland vorliegt, eine Nachbeurkundung aber nicht gewünscht wird und das Standesamt durch die Urkunde Erkenntnisse erhält, die zu einer Fortführung eines inländischen Registers führen könnten. 
Lösung
Die Nachricht 011010 sollte nicht genutzt werden, um dem registerführenden Standesamt diesen Sachverhalt mitzuteilen, da die Prüfung und insbesondere die Aufbewahrung der ausländischen Personenstandsurkunde dem registerführenden Standesamt obliegen. 
[bookmark: _GoBack]Die ausländische Urkunde sollte weiterhin per Post an das registerführende Standesamt gesendet werden. Der CR wurde daher verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Rahmen der Bearbeitung des CR 2017-44 (Anhänge) ist folgendes Szenario als möglicher Anwendungsfall erörtert worden:  
Es gibt Fälle, in denen ein nicht zuständiges Standesamt Kenntnis über Unrichtigkeiten des Registereintrages (bspw. fehlende Hinweise auf im Ausland geborene Kinder, geschlossene Ehe, etc.) erhält. 
Es sollte durch das EG geprüft werden, ob z. B. die Nachricht 011010 auch gesendet werden kann/soll, wenn einem unzuständigen Standesamt eine Personenstandsurkunde aus dem Ausland vorliegt, eine Nachbeurkundung aber nicht gewünscht wird und das Standesamt durch die Urkunde Erkenntnisse erhält, die zu einer Fortführung eines inländischen Registers führen könnten. 
Dieser CR steht in Bezug zum CR 44/2017 „Anhänge“, da der bislang in diesem Fall mögliche konventionelle Weg der Übermittlung durch Anhänge an XPS-Nachrichten unterstützt/abgelöst werden kann.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2018-11-21
In der Diskussion wurden folgende Punkte festgestellt, die gegen eine Verwendung vorhandener Nachrichten sprechen:
1. Die Verwendung der Nachricht 011010 würde eine Prüfung des Eltern-Kind-Verhältnis suggerieren. Eine solche Prüfung ist im oben genannten Fall nicht erfolgt / nicht möglich.
2. Die im unzuständigen Standesamt vorgelegten Unterlagen müssen in die Sammelakte des Registerführers übernommen werden. Ihm obliegt auch die Prüfung.
3. Mitteilungspflichten bestehen bisher nur nach Beurkundung oder Hinweiseintragung. Insofern würde die Verwendung bestehender Nachrichten mit der aktuellen Praxis brechen.
Beschluss: 
Das EG beschließt, dass die Kommunikation in den oben genannten Fällen weiterhin konventionell erfolgt. Der CR wird verworfen.
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